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Ab 2020 sollte die Verteilung öffentlicher Finanzmittel im 
Raum so organisiert sein, dass die Länder und die kommu-
nale Ebene in die Lage versetzt werden, ihre Entwicklung 
selbst zu gestalten. Schließlich sollte sich die Verteilung 
stärker an der Lösung gesellschaftlicher Herausforderungen 
ausrichten.

Der horizontale Ausgleich bestimmt die Debatte

Die öffentliche Wahrnehmung wird – sehr verengt – durch die 
Auseinandersetzung um den Finanzausgleich zwischen den 
Ländern (sogenannter horizontaler Ausgleich) bestimmt. Die 
Föderalismusreformen I und II konnten hieran nichts Grund-
sätzliches ändern. So haben zwei der drei Geberländer, 
Hessen und Bayern, gegen die Bestimmungen des horizon-
talen Finanzausgleichs Klage beim Bundesverfassungsge-
richt eingereicht. Diese Fokussierung auf einen medienwirk-
samen Streit trübt den Blick auf die dringende umfassende 
Reformbedürftigkeit der Finanzverfassung. Das gegenwär-
tige Ausgleichssystem ist in seinen Grundstrukturen älter 
als 40 Jahre. Die klagenden Länder wollen eine Reform des 
Finanzausgleichs erzwingen, der sich am Leitbild des Wett-
bewerbsföderalismus orientiert. Dass die klagenden Länder 
damit auch weniger zahlen wollen, ist ihr Hauptantrieb. Zu-
dem beschränken sich die öffentlich bekannten Vorschläge 
auf inkrementelle Reformen am bestehenden System des 
Finanzausgleichs, ohne künftige gesellschaftliche Heraus-
forderungen umfassend in den Blick zu nehmen.

Wenn die laufenden Verhandlungen das grundgesetzli-
che Ziel der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse ernst 
nehmen, dann muss ihr Ergebnis die Strukturblindheit der 
Finanzverfassung für die sozialen und ökonomischen Re-
alitäten überwinden. Denn um den gesellschaftlichen und 
ökonomischen Herausforderungen der demografi schen 

Entwicklung umfassend zu begegnen und die regionalen 
Disparitäten im Land wirkungsvoll zu bekämpfen, benötigen 
wir eine solidarische Reform der Finanzbeziehungen nach 
dem Leitbild des „Kooperativen Föderalismus“, der fl ächen-
deckend eine Grundversorgung an öffentlichen Leistungen 
im Sinne der Daseinsvorsorge gewährleistet. Denn die öf-
fentlichen Investitionen in Infrastruktur, Bildung usw. stellen 
die soziale, wirtschaftliche und infrastrukturelle Teilhabe der 
Menschen sicher und bedingen die wirtschaftliche und sozi-
ale Entwicklung vor Ort.

Aus diesem Grund muss ein reformierter Finanzausgleich in 
ein System eingebettet sein, das der Bedürftigkeit im Sin-
ne eines erhöhten Bedarfs an öffentlichen Leistungen folgt 
und die jeweilige Aufgabenlast als Bemessungsgrundlage 
für eine Finanzzuweisung berücksichtigt. In diesem Zu-
sammenhang ist mit Blick auf die Einwohnerwertungen 
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bei gering besiedelten Flächenländern im Vergleich zu den 
bevölkerungsstarken Ländern an die Prüfaufträge des Bun-
desverfassungsgerichts zum Länderfi nanzausgleich von 
1999 zu erinnern.1 Doch grundsätzlich sollten das System 
der Steuerverteilung und das der grundgesetzlichen Aufga-
benteilung zwischen Bund und Ländern und damit auch der 
kommunalen Ebene überprüft und weiterentwickelt werden.

Kein Ausgleich durch das gegenwärtige System

Folgt man den Zahlen aus dem Raumordnungsbericht 
des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) für 2011, hat sich zwar der Ost-West-Gegensatz 
etwas gemildert. Dies ist aber weniger das Ergebnis einer 
fl ächendeckenden Verbesserung der wirtschaftlichen und 
sozialen Lage. Vielmehr haben sich im Osten Erfolgsinseln 
herausgebildet und im Westen sowie im Norden sind neue 
Disparitäten bzw. Verschlechterungen eingetreten. Gemes-
sen werden dabei Abweichungen vom Bundesdurchschnitt 
in den Kreisen in Bezug auf die Dimensionen Demografi e, 
Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Wohlstand und Infrastruktur.2

Demografi sch fi ndet ein erheblicher Wandel statt, der die 
Ausprägung der anderen Dimensionen stark beeinfl usst. 
Ungünstige Bevölkerungsverhältnisse im Sinne einer Über-
alterung der örtlichen Bevölkerung dominieren weite Teile 
Ostdeutschlands und kommen vereinzelt auch in struktur-
schwachen Räumen der alten Länder vor. Dagegen ver-
zeichnet vor allem der Süden Baden-Württembergs und 
Bayerns Bevölkerungszuwächse. Die Bevölkerung wandert 
von Nord nach Süd und von Ost nach West in Richtung der 
Wachstumsmetropolen. Diese spannen sich geografi sch 
C-förmig von Hamburg über Bremen, Rhein-Ruhr, Rhein-
Main, Rhein-Neckar und Stuttgart bis nach München (vgl. 
Abbildung 1). In Ostdeutschland werden sie allein durch den 
Wachstums punkt Berlin ergänzt. „C mit Punkt“ lautet die 
neue wirtschaftsgeografi sche Formel für Deutschland.3

Nach wie vor besteht ein starkes Ost-West-Gefälle bei der 
Arbeitslosigkeit, auch wenn in Ostdeutschland einige Be-
schäftigungsinseln mit Bevölkerungszuwächsen entstan-
den sind. Der Westen Deutschlands wird durch ein Nord-
Süd-Gefälle geprägt. Niedrige Arbeitslosigkeit herrscht in 
Baden-Württemberg und Bayern. Die Transfers der Sozial-
versicherungen federn die strukturellen Defi zite der Länder 
und Regionen sozialpolitisch ab. Ohne diese Transfers lie-
ßen sich in vielen Regionen Deutschlands die Lebensbedin-
gungen nicht absichern. Die Arbeitsmarktpolitik mit ihrem 
Mitteleinsatz wirkt ausgleichend auf regionale Unterschie-

1 BVerfG, 2 BvF 2/98 vom 11.11.1999.
2 Vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung: Raumord-

nungsbericht 2011, Bonn 2012, S. 16-17.
3 Vgl. J. Kersten, C. Neu, B. Vogel: Demografi e und Demokratie – Zur 

Politisierung des Wohlfahrtsstaats, Hamburg 2012, S. 48.

de in der Wirtschafts- und Finanzkraft. Regionen, die mehr 
Beiträge erwirtschaften als sie ausgeben, unterstützen die 
Regionen, die mehr empfangen, als sie Beiträge bezahlen. 
Die fi nanzielle Bedeutung dieser Basissicherung ist aus-
weislich des Raumordnungsberichts 2011 beachtlich.4 Beim 
Wohlstandsniveau (gemessen als das verfügbare Pro-Kopf-
Einkommen) fallen die Ergebnisse ernüchternd aus – selbst 
bei Berücksichtigung der regionalen Preisunterschiede. Ob-
wohl Fortschritte bei der Angleichung der Erwerbseinkom-
men und Renten zwischen Ost und West seit 1990 erzielt 
worden sind, verfügen ostdeutsche Haushalte immer noch 
über ein geringeres Netto-Einkommen als vergleichbare 
Haushalte in den alten Ländern. Dieser Einkommensunter-
schied wird durch die im Durchschnitt niedrigeren Preise im 
Osten etwas relativiert.5

Schließlich kommt der Infrastrukturausstattung bei der Be-
urteilung der Lebensverhältnisse eine besondere Rolle zu. 
Zwar konnten in der Rückschau große Fortschritte vor allem 
in den neuen Ländern erzielt werden. Dennoch drohen dort 
vor allem in ländlichen Regionen durch anhaltende Bevöl-
kerungsverluste Nachteile bei der Daseinsvorsorge. Zudem 
– wie die Ministerpräsidentin Nordrhein-Westfalens Hanne-
lore Kraft treffend formulierte: „Wir fahren auf Verschleiß“6 
–  wird die Abnutzung bestehender Infrastrukturen im Wes-
ten und im Norden zunehmend problematisch, da in ihre 
Instandhaltung aufgrund der kommunalen Finanzprobleme 
immer weniger investiert werden kann.

Zunehmende Verschuldung der Kommunen

Darüber hinaus verschärft die kommunale Finanznot die 
Entwicklung der Disparitäten weiter. Denn die Kommunen 
haben eine Schlüsselrolle bei der öffentlichen Daseinsvor-
sorge und sind wichtige Akteure der Strukturpolitik. Sie 
sind für fast zwei Drittel der öffentlichen Investitionen ver-
antwortlich. Zwar weisen die Kommunen wiederholt bun-
desweit einen aggregierten Einnahmeüberschuss auf, doch 
wachsen die Disparitäten. Anstieg und Höhe der kommu-
nalen Schulden zwischen den Ländern und in den Ländern 
sind sehr unterschiedlich ausgeprägt. Zunehmend wird der 
kommunale Handlungsspielraum bei der Bereitstellung öf-
fentlicher Leistungen durch die steigende Verschuldung 
eingeschränkt. So sind zwischen 2000 und 2012 die kom-
munalen Schulden um 38% gestiegen. Ende 2012 betrug 
die Verschuldung kommunaler Haushalte mehr als 133 Mrd. 
Euro.7 Überschuldete Kommunen fallen damit zunehmend 

4 Vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, a.a.O., 
S. 187-189.

5 Ebenda, S. 22 ff.
6 Vgl. Frankfurter Rundschau vom 14.4.2014, S. 6.
7 Vgl. R. Freier, V. Grass: Kommunale Verschuldung in Deutschland: 

Struktur verstehen – Risiken abschätzen, in: DIW-Wochenberichte, 
Nr. 16 (2013), S. 13-21.
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als wichtige lokale und regionale Impulsgeber für Wachstum 
und Beschäftigung aus.

Sichtbar ist die Verschuldung anhand des deutlichen An-
stiegs der kommunalen Kassenkredite (vgl. Abbildung 2). 
Ursprünglich als Überbrückungskredit für kurzfristige 
Kassenschwankungen gedacht, haben sich diese wegen 
ihrer meist kurzfristigen Kreditlaufzeiten mit niedrigeren 
Zinsen für nicht wenige kommunale Gebietskörperschaf-
ten zu einer Hauptkreditform mit hohen Risiken entwickelt. 
Spitzenreiter hierbei ist das Saarland. Beunruhigend ist, 

dass die kommunalen Schuldenberge zwischen 2000 und 
2012 in der Summe trotz guter Konjunktur in der jüngsten 
Vergangenheit nicht abgetragen werden konnten. Dies 
deutet darauf hin, dass die Verschuldung der Kommunen 
überwiegend struktureller Natur ist, da der Unterschied 
zwischen laufenden Einnahmen und Ausgaben kaum zu 
bewältigen ist.

Nach einer Untersuchung des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung sind die Gründe für die kom-
munale Finanzkrise auch in der langfristigen Wirkung lo-

Abbildung 1
Regionen im demografi schen Wandel – Herausforderungen bei der Daseinsvorsorge bzw. Wirtschaftskraft

Teilindizes: Abweichung vom Mittelwert gemessen im Vielfachen der Standardabweichung. Bearbeitung: P. Küpper (TI), S. Maretzke, A. Milbert und C. 
Schlömer (Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung). BBSR-Bevölkerungsprognose 2009-2030/ROP. Geometrische Grundlage: Bundesamt 
für Kartographie und Geodäsie: Gemeinden, 31.12.2011. Für die Defi nition der Indizes und die Methodik vgl. P. Küpper et al.:  Darstellung und Begründung 
der Methodik zur Abgrenzung vom demografi schen Wandel besonders betroffener Gebiete, Bonn 2013, S. 4 und 8.

Quelle: Laufende Raumbeobachtung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung.
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kaler Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt zu suchen.8 
Dauerhafte Ungleichgewichte auf lokalen Arbeitsmärkten 
führen zu Abwanderung (insbesondere in Ostdeutschland, 
aber auch in Nordrhein-Westfalen und im Saarland) und zu 
hohen Sozialausgaben, die von den Kommunen maßgeb-
lich geschultert werden müssen. Der Bund hat zunehmend 
neue Aufgaben im bundesdeutschen Sozialstaat gesetz-
geberisch festgelegt; die Länder und Kommunen mussten 

8 Vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung: Kommunale 
Kassenkredite, BBSR-Analysen KOMPAKT, Nr. 07/2012, Bonn 2012, 
S. 9.

sie umsetzen. So haben sich die Sozialausgaben in den 
Kommunen in den letzten 20 Jahren auf ca. 45 Mrd. Euro 
pro Jahr verdoppelt. Sie machen jetzt schon mehr als ein 
Viertel der kommunalen Ausgaben aus. Als Folge investie-
ren die Kommunen weniger. So sind die kommunalen Sa-
chinvestitionen heute auf ca. ein Drittel des Anteils von 1970 
gesunken.9

Zusammenfassend kann gesagt werden: Die wirtschafts-
starken Länder sind auch die fi nanzstarken Einheiten. Ent-

9 Vgl. R. Freier, V. Grass, a.a.O., S. 13-21.

Abbildung 2
Entwicklung der Kassenkredite und räumliche Verteilung
Kassenkredite in Euro je Einwohner

Geometrische Grundlage: Bundesamt für Kartographie und Geodäsie: Kreise, 31.12.2012.

Quelle: Laufende Raumbeobachtung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung.
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sprechend laufen die erfolgreichen Regionen anderen, die 
bestenfalls stagnieren, davon. Zudem üben sie eine Sogwir-
kung auf die Bevölkerungswanderung aus. Trotz umfangrei-
cher Transfers haben sich Pfadabhängigkeiten in der regio-
nalen Entwicklung herausgebildet. Schon vorhandene Dis-
paritäten werden durch den einsetzenden demografi schen 
Wandel verstärkt. Offensichtlich haben es die bundesstaat-
lichen Finanzbeziehungen in der Vergangenheit nicht ge-
schafft, die zwischen Ländern und Regionen bestehenden 
Unterschiede in den ökonomischen und sozialen Strukturen 
abzumildern. Dies wirft die Frage nach der Effektivität und 
Effi zienz des gegenwärtigen Ausgleichssystems auf.

Für einen bedarfsgerechten Finanzausgleich

Die Verhandlungen über die Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen ab 2020 müssen eine Verständigung 
über eine angemessene Verteilung von Lasten und Pfl ich-
ten der Gebietskörperschaften, die eine Neuordnung der 
Einnahmen sowie der Aufgaben- und Ausgabenverteilung 
umfasst, erzielen. Ab 2020 muss eine Finanzverfassung 
gelten, die den langfristigen Konsequenzen des demogra-
fi schen Wandels, den Abbau regionaler Disparitäten sowie 
den Notwendigkeiten dauerhafter und stabiler Staatsfi nan-
zen Rechnung trägt. In diesem System sollte auf Basis ei-
nes neu geregelten Länderfi nanzausgleichs der vertikale 
Ausgleich gestärkt werden – also zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen. Eine solche stärkere Vertikalisierung der 
Finanzbeziehungen kommt der ursprünglichen Grundidee 
des horizontalen Finanzausgleichs als eines „Spitzenaus-
gleichs“ wieder näher. Zudem kann dies zusammen mit ei-
ner stärkeren Bedarfsorientierung helfen, das Konfl iktpoten-
zial zwischen den Ländern zu verringern. Außerdem kann 
sie für eine Konkretisierung des Gleichwertigkeitsgebots 
sorgen, indem endlich eingestanden wird, dass sich völlig 
unterschiedliche Pro-Kopf-Steueraufkommen der Länder 
kurz- und mittelfristig nicht ausgleichen lassen. Eine Reform 
der Finanzbeziehungen muss aus drei Säulen bestehen:

1. Nachhaltige fi nanzielle Entlastung der Kommunen,

2. Bewältigung des demografi schen Wandels,

3. Ideenwettbewerb.

Kommunen über Entlastungen wieder handlungsfähig 
machen

Die erste Säule setzt auf die nachhaltige fi nanzielle Entlas-
tung der Kommunen. Der Bund muss sich zu einem weit 
größeren Anteil als bisher an den von ihm nach den Bestim-
mungen des Sozialgesetzbuches veranlassten Sozialausga-
ben der Kommunen beteiligen. Ziel ist es, die Kommunen 
über eine bessere Finanzausstattung wieder in die Lage zu 

versetzen, wichtige Investitionen in die Daseinsvorsorge zu 
tätigen. Somit können sie wesentliche Impulse für ihre sozia-
le und ökonomische Entwicklung setzen.

Das ifo Dresden hat diesen Entlastungsvorschlag für die 
Friedrich-Ebert-Stiftung fi nanzwissenschaftlich und auf 
seine Umsetzbarkeit hin geprüft.10 Untersucht wurden zwei 
Entlastungsvarianten. Im sogenannten Minimalkonzept 
übernimmt der Bund die kommunalen Ausgaben für die 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (4. Ka-
pitel, SGB XII) sowie die Kosten für die Unterkunft (KdU) (§ 6 
SGB II). Zusammen ergeben diese Ausgaben 12,6 Mrd. Euro 
(2011). Beim sogenannten Maximalkonzept kommen zu den 
Ausgabeposten des Minimalkonzepts noch die vollständige 
Übernahme der Kosten durch den Bund für die Hilfen zum 
Lebensunterhalt (3. Kapitel, SGB XII), Hilfe zur Gesundheit 
(5. Kapitel, SGB XII), Eingliederungshilfe für behinderte Men-
schen (6. Kapitel, SGB XII), Hilfe zur Pfl ege (7. Kapitel, SGB 
XII), Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierig-
keiten und in sonstigen Lebenslagen (8. und 9. Kapitel, SGB 
XII) hinzu. Insgesamt waren diese Posten 2011 für 30,9 Mrd. 
Euro der Sozialausgaben verantwortlich. Wie Abbildung 3 
zeigt, sind die Ausgaben im Maximal- und im Minimalkon-
zept seit 2005 angestiegen.

So trugen die Länder und Kommunen 2011 ca. 85% der Ge-
samtlasten bei den im Maximalkonzept benannten Sozial-
leistungen.11 Zudem unterscheiden sich die Verteilung die-
ser Sozialausgaben und damit die Kostenbelastung je nach 
Land (vgl. Abbildung 3). Während die fi nanzkraftstärksten 
Länder 2011, Bayern mit 299 Euro/Einwohner und Baden-
Württemberg mit 263 Euro/Einwohner, die geringsten Aus-
gaben je Einwohner beim Maximalkonzept vorwiesen, hat-
ten die Stadtstaaten Berlin (703 Euro/Einwohner), Bremen 
(668 Euro/Einwohner) und Hamburg (631 Euro/Einwohner) 
die höchsten Ausgaben.12

Zielgenaue Entlastung durch die Finanzierung über den 
Solidaritätszuschlag

Zur Finanzierung der Entlastung der Kommunen nach dem 
Vorschlag der Friedrich-Ebert-Stiftung hat das ifo Dresden 

10 Vgl. hierzu J. Ragnitz et al.: Wer bestellt, bezahlt! Berechnung des 
Vorschlags zur Neuordnung des Finanzausgleichs von Hans Eichel, 
Philipp Fink und Heinrich Tiemann, WISO Diskurs, Bonn 2014; A. Eck 
et al.: Auf die Länder kommt es an! Berechnung eines Vorschlags zur 
Übernahme kommunaler Sozialausgaben durch den Bund von Eichel 
et al. (2013), in: ifo Dresden berichtet, 21. Jg. (2014), Nr. 4, S. 25-33; 
A. Eck et al.: Wer bestellt, bezahlt! Berechnung des Vorschlags zur 
Neuordnung des Finanzausgleichs von Hans Eichel, Philipp Fink und 
Heinrich Tiemann, WISO direkt, Bonn 2014.

11 Vgl. A. Eck et al.: Auf die Länder kommt es an!, a.a.O., S. 26.
12 Ebenda, S. 27.



Wirtschaftsdienst 2014 | 10
718

Analysen und Berichte Länderfinanzen

drei Varianten geprüft.13 Sie unterscheiden sich nach der 
Herkunft der Mittel.

1. Die Entlastung der Kommunen erfolgt vollständig durch 
den Bund über Einnahmeerhöhungen oder Haushalts-
einsparungen. In Summe würden diese Maßnahmen er-
hebliche Belastungen der Steuerzahler nach sich ziehen 
bzw. den Bundeshaushalt überfordern. Eine Umsetzung 
ist nicht vorstellbar.

2. Finanziert wird die Entlastung der Kommunen vollkom-
men aus dem Bundeshaushalt ohne Einnahmeerhö-
hungen oder Haushaltseinsparungen. Der Bund erhält 
die notwendigen Beträge direkt aus der Umsatzsteuer, 
womit de facto die Länder durch eine Absenkung ihres 
Anteils an der Umsatzsteuer die Finanzierung mit über-
nehmen und die Kosten untereinander verteilen. Einige 
Länder würden Einbußen in ihrer Finanzmittelausstattung 
erleiden. Dieser Finanzierungsweg ist für die Länder nicht 
konsensfähig.

3. Bund und Länder organisieren über eine Mischfi nanzie-
rung gemeinsam die Entlastung der Kommunen. Über 
die Beibehaltung des Solidaritätszuschlags ab 2020 stellt 
der Bund Mittel im Umfang von 10 Mrd. Euro bereit, der 
Rest wird durch eine Absenkung des Umsatzsteueran-
teils zugunsten des Bundes von den Ländern fi nanziert. 
Der Solidaritätszuschlag eignet sich in besonderer Weise 
zur Finanzierung der Mehrausgaben des Bundes, da sein 
Aufkommen allein dem Bund zusteht und zudem keine 
Steuererhöhungen notwendig werden.

Zwar zeigt die Berechnung des ifo Dresden, dass bei der 
dritten Finanzierungsvariante die Länder durch die Absen-
kung ihrer Umsatzsteueranteile Einnahmen verlieren. Doch 
können alle Länder aufgrund der Bundesbeteiligung an den 
Sozialausgaben in Höhe von 10 Mrd. Euro per saldo Zuge-
winne verzeichnen.14 Kein Land geht leer aus. Besonders 
die Stadtstaaten sowie Nordrhein-Westfalen und das Saar-
land, die von hohen Soziallasten und problematischen kom-
munalen Haushaltslagen betroffen sind, profi tieren von der 
Entlastung der Kommunen. Zudem ergibt sich bei der vor 
allem für die Stadtstaaten wichtigen Einwohnergewichtung 
im Länderfi nanzausgleich kein erhöhter Änderungsbedarf.15 
Der Vorschlag, sowohl im Minimal- als auch im Maximalkon-
zept, stärkt die Konnexität und bringt gute Voraussetzungen 
mit, um von den Ländern akzeptiert zu werden.

Die Kommunen profi tieren durch die verringerten Sozial-
ausgaben. Dazu müssen die Länder ihrerseits sicherstellen, 

13 Vgl. J. Ragnitz et al., a.a.O., S. 16.
14 Ebenda, S. 23.
15 Vgl. A. Eck et al.: Auf die Länder kommt es an!, a.a.O., S. 29.

dass die Entlastung der Kommunen im Rahmen der kom-
munalen Finanzausgleichssysteme auch tatsächlich er-
folgt.16 Die Übernahme der Sozialausgaben durch den Bund 
hilft, regionale Disparitäten abzubauen. Eine Entlastung der 
Kommunen ist machbar, aber abhängig vom Willen der po-
litischen Akteure.

Förderung, Sicherung und Anpassung der regionalen 
Daseinsvorsorge

Die zweite Säule zielt auf die Bewältigung des demografi -
schen Wandels ab. In der Zukunft steht die Sicherung und 
Anpassung der Tragfähigkeit der regionalen Daseinsvorsor-
ge im Vordergrund. Dies betrifft insbesondere die Sicherung 

16 Für eine detaillierte Prüfung der Zielgenauigkeit des Entlastungsvor-
schlags im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs am Beispiel 
Nordrhein-Westfalens vgl. J. Ragnitz et al., a.a.O., S. 27 f.

Abbildung 3
Sozialausgaben der Gebietskörperschaften 
insgesamt im Zeitverlauf und nach Ländern

Länderabkürzungen: BW = Baden-Württemberg, BY = Bayern, BE = Berlin, 
BB = Brandenburg, HB = Bremen, HH = Hamburg, HE = Hessen, MV = 
Mecklenburg-Vorpommern, NI = Niedersachsen, NW = Nordrhein-West-
falen, RP = Rheinland-Pfalz, SL = Saarland, SN = Sachsen, ST = Sachsen-
Anhalt, SH = Schleswig-Holstein, TH = Thüringen, D = Deutschland.

Quelle: A. Eck et al.: Auf die Länder kommt es an! Berechnung eines Vor-
schlags zur Übernahme kommunaler Sozialausgaben durch den Bund 
von Eichel et al. (2013), in: ifo Dresden berichtet, 21. Jg. (2014), Nr. 4, 
S. 26, Abbildung 1.
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der Mobilität, der öffentlichen Sicherheit sowie die Anpas-
sung der sozialen und technischen Infrastruktur.17

Dem Gebot der gleichwertigen Lebensverhältnisse folgend 
geht es zukünftig um die Anpassung der Infrastrukturen 
an die Demografi e. Grundsätzlich bestehen zwei Möglich-
keiten, sich dieser Herausforderung zu stellen: bestehende 
Programme und Instrumente weiterzuentwickeln und bes-
ser zu verzahnen oder die Etablierung eines neuen Pro-
gramms zur Sicherung der Daseinsvorsorge, z.B. in Form 
einer Gemeinschaftsaufgabe. Für die erste Lösung spricht, 
dass administrative Strukturen bereits bestehen und in de-
ren Rahmen bestehende Instrumente weiterentwickelt oder 
neue hinzugefügt werden können.

Programme und Instrumente weiterentwickeln und besser 
verzahnen

Die Koalitionsvereinbarung zwischen CDU/CSU und SPD 
von 2013 spricht sich dafür aus, die Gemeinschaftsaufga-
be Agrarstruktur und Küstenschutz nach Artikel 91a GG zu 
einer „Gemeinschaftsaufgabe ländliche Entwicklung“ um-
zubauen, wobei die Fördermöglichkeiten des Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) umfassend genutzt werden sollen. In diesem 
Kontext soll auch der Daseinsvorsorge besondere Aufmerk-
samkeit geschenkt werden.

Darüber hinaus hat in der Städtebauförderung nach Artikel 
104b GG das Programm „Förderung kleinerer Städte und 
Gemeinden – überörtliche Zusammenarbeit und Netzwer-
ke“ die Aufgabe übernommen, Städte und Gemeinden in 
dünn besiedelten, ländlichen, von Abwanderung bedroh-
ten oder vom demografi schen Wandel betroffenen Räumen 
durch städtebauliche Gesamtmaßnahmen zur Sicherung 
und Stärkung der öffentlichen Daseinsvorsorge zu unter-
stützen. Damit sollen kleine Städte und Gemeinden als An-
kerpunkte der Daseinsvorsorge bzw. in ihrer zentralörtlichen 
Funktion für die Zukunft handlungsfähig gemacht werden. 
Die Finanzhilfen werden zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Investitionen zur Erhaltung und Entwicklung der 
kommunalen Infrastruktur der Daseinsvorsorge eingesetzt. 
Förderfähig sind vorrangig überörtlich zusammenarbeiten-
de oder ein Netzwerk bildende Städte oder Gemeinden in 
funktional verbundenen Gebieten bzw. kleinere Städte in 
Abstimmung mit ihrem Umland.

Ferner greift das Programm „Förderung des Stadtumbaus“ 
in der Städtebauförderung den demografi schen Wandel auf. 

17 Diese zweite Säule wird von Claudia Neu, Jens Kersten und Berthold 
Vogel im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung begutachtet. Die Er-
gebnisse des Gutachtens lagen bei der Erstellung des Beitrags noch 
nicht vor.

Die Finanzhilfen dienen zur Förderung des Stadtumbaus 
(§ 171a BauGB) und sollen die Gemeinden mit Gebieten, die 
von erheblichen städtebaulichen Funktionsverlusten betrof-
fen sind, in die Lage versetzen, sich frühzeitig auf Struktur-
veränderungen vor allem in Demografi e und Wirtschaft und 
auf die damit verbundenen städtebaulichen Auswirkungen 
einzustellen.

Die Programme können im Zuge der demografi schen Ent-
wicklung fi nanziell weiter aufgestockt werden. Allerdings 
existiert kein Programm, das sich umfassend und mit nach-
haltiger Finanzierung dieser zentralen Herausforderung 
stellt. Die Alternative dazu ist die Etablierung einer neuen 
Gemeinschaftsaufgabe. Mit diesem neuen Programm wür-
de den langfristigen demografi schen Herausforderungen 
ein umfassendes und nachhaltiges Programm aus einer 
Hand als politische Antwort von Bund und Ländern gegen-
überstehen.

Gemeinschaftsaufgabe „Sicherung der regionalen 
Daseinsvorsorge“

Mit der neuen Gemeinschaftsaufgabe geben Bund und Län-
der einen politischen Impuls in die Regionen, den Infrastruk-
turbestand bedarfsgerecht und nachhaltig zu gestalten. Das 
Instrument der Gemeinschaftsaufgabe unterstreicht, dass 
die Sicherung der Daseinsvorsorge eine gesamtstaatliche 
Aufgabe ist. Damit wird ein zentrales Instrument zur Förde-
rung, Anpassung und Sicherung der regionalen Daseinsvor-
sorge geschaffen. Im Mittelpunkt stehen die Regionen, die 
vom demografi schen Wandel in besonderer Weise betrof-
fen sind. Die Zentren der regionalen Daseinsvorsorge sind 
zu stärken und der interkommunalen Abstimmung bei der 
Förderung, Anpassung und Sicherung der Infrastruktur der 
regionalen Daseinsvorsorge ist in besonderer Weise Rech-
nung zu tragen. Damit sollen der dauerhafte Erhalt und die 
gemeinsame effi ziente Nutzung der Einrichtungen der regio-
nalen Daseinsvorsorge gesichert werden.

Die Verbesserung der regionalen Daseinsvorsorge sollte 
über eine Änderung des Grundgesetzes in Art. 91a Abs. 1 
GG geregelt und eine hälftige Kostenteilung nach Art. 91a 
Abs. 3 Satz 1 GG vorgesehen werden. Das Gesamtfi nanz-
volumen der Gemeinschaftsaufgabe ist politisch zu ent-
scheiden und sollte im Zuge der weiteren demografi schen 
Entwicklung aufgestockt werden. Für die konkrete Ausge-
staltung eines „Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe: 
Verbesserung der regionalen Daseinsvorsorge“ kann sich 
der Gesetzgeber grundsätzlich an den Parallelregelungen 
des „Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe: Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ orientieren. Dieses 
Gesetz regelt die Konkretisierung der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Daseinsvorsorge“. Da-
bei wären die Fördermaßnahmen zu spezifi zieren, welche 
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die regionale Daseinsvorsorge verbessern und deshalb als 
Gemeinschaftsaufgabe durchgeführt werden. Förderfähi-
ge Maßnahmen wären beispielsweise öffentlicher Verkehr, 
Kommunikationstechnik und öffentliche soziale und ge-
sundheitliche Einrichtungen.

Der regionale Bezugsrahmen sind die Planungsregionen der 
Länder. Für die Stadtstaaten sind sachgerechte Abgrenzun-
gen zugrunde zu legen. Finanzielle Zuweisungen erfolgen 
bedarfsgerecht über einen Finanzierungsschlüssel. Dieser 
nimmt auf Indikatoren Bezug, die die demografi sche Ent-
wicklung sowie die soziale und wirtschaftliche Situation vor 
Ort abbilden.18 Der Einsatz der Mittel wird an das Vorhan-
densein eines Teilraumordnungsplans sowie eines integrier-
ten regionalen Strategie- und Umsetzungskonzeptes ge-
bunden. Die Länder bestimmen, welche öffentliche Einrich-
tung das Konzept aufstellt und verantwortet. Das integrierte 
regionale Strategie- und Umsetzungskonzept muss mit den 
Städten und Gemeinden und den übrigen Trägern der re-
gionalen Daseinsvorsorge abgestimmt werden. Die Bürger 
sowie die Wirtschafts- und Sozialpartner sind zu beteiligen.

Ideenwettbewerb: Stärken schaffen und sichern

Die dritte Säule ist ein Wettbewerb der Ideen, der die Suche 
nach innovativen Lösungen für die gesellschaftlichen Her-
ausforderungen (z.B. ökologischer Umbau, soziale Integra-
tion, Vereinbarkeit von Beruf und Familie usw.) unterstützt.19 
Ziel dieses Wettbewerbes kann es nicht sein, Insellösungen 
zu suchen oder neuerlich punktuell die besonders „notlei-
denden“ Kommunen zu fördern und darauf zu hoffen, dass 
sich nun endlich alles zum Besseren wendet. Vielmehr geht 
es darum, regionale Potenziale zu entdecken, die eine regi-
onale und überregionale Vernetzung und Zusammenarbeit 
anstreben und somit die Stärkung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts voranbringen.

18 Der Raumordnungsbericht 2011 liefert ein Beispiel für mögliche In-
dikatoren, vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung: 
Raumordnungsbericht 2011, a.a.O., S. 17.

19 Diese dritte Säule wird ebenfalls von Claudia Neu, Jens Kersten und 
Berthold Vogel im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung begutachtet. 
Die Ergebnisse des Gutachtens lagen bei der Erstellung des Beitrags 
noch nicht vor.

Dies bedeutet auch, dass der Wettbewerb nicht allein auf 
Schrumpfungsregionen beschränkt bleibt, sondern Wachs-
tumsregionen ebenso mit einbezieht. Denn die Aufgabe 
gleichwertige Lebensverhältnisse herzustellen, kann nicht 
allein den Städten und Gemeinden überlassen bleiben, 
die bereits in Schiefl age geraten sind. Ebenso wenig ist es 
sinnvoll, alle Gemeindetypen „gegeneinander“ antreten zu 
lassen. Entscheidender ist, welche regionale und überregi-
onale (Raum-)Wirkung mit den Fördermitteln erzielt werden 
kann.

Analog zum erfolgreichen Exzellenzprogramm des Bun-
des für Forschung und Lehre an den Hochschulen können 
Kreise und Regionen über die Länder im Rahmen eines Pro-
gramms Projekte einreichen, die Lösungen für die großen 
gesellschaftlichen Herausforderungen anstreben. Die Pro-
grammthemen bestimmt der Deutsche Bundestag. Die Pro-
gramme sind auf fünf Jahre befristet. Die Projekte werden 
von externen Experten bewertet. Finanziert wird der Ideen-
wettbewerb aus Bundesmitteln.

Ausblick

Die Debatte über die zukünftige Ausgestaltung des Finanz-
ausgleichs ist im vollem Gange. Sie  konzentriert sich bis-
lang auf eher marginale Änderungen in der Systematik des 
Ausgleichs. Eine ernstzunehmende Modifi zierung wird – 
noch – nicht erwogen. Die Reform muss ambitionierter sein, 
als es die bisherigen Planungen nahelegen. Eine erweiterte 
Perspektive ist dringend notwendig, will die Reform nicht 
an dem Problem der wachsenden wirtschaftlichen und so-
zialen Ungleichgewichte und der voranschreitenden demo-
grafi schen Entwicklung in Deutschland vorbeigehen. Das 
vorgeschlagene Konzept zeigt, wie eine Neuordnung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen helfen kann, Disparitäten 
zwischen Ländern und Regionen wirksam zu bekämpfen. 
Damit wird ein wesentlicher Beitrag zur Erfüllung des im 
Grundgesetz verankerten Ziels der Herstellung und Auf-
rechterhaltung gleichwertiger Lebensverhältnisse geleistet. 
Schließlich ermöglicht der Ansatz eine eigenverantwortliche 
regionale Entwicklung. Das stärkt die Selbstverwaltung und 
die demokratische Teilhabe vor Ort und erlaubt den Men-
schen, wieder mehr über ihr Schicksal selbst zu entschei-
den.
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